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Eine leistungsfähige Arbeitsgerichtsbarkeit ist für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 
von erheblicher Bedeutung. Arbeitsgerichtliche Verfahren sollen kurzfristig Rechtssicherheit 
für Arbeitgeber und Beschäftigte bieten und damit den Betriebsfrieden und die wirtschaftliche 
Handlungsfähigkeit des Unternehmens sichern.  
 
Die IHK NRW unterstützt daher ausdrücklich das Ziel, die Arbeitsgerichtsbarkeit zukunftsfähig 
aufzustellen. Aus Sicht der gewerblichen Wirtschaft kann die Strukturreform dann nachhaltig 
erfolgreich sein, wenn sie zur Erreichung von drei Zielen beiträgt. 
 
1. Die Konzentration der Arbeitsgerichtsbarkeit auf leistungsfähigere Standorte kann einen 

wesentlichen Beitrag zur Sicherung ihrer Funktionsfähigkeit sowie Verlässlichkeit leisten. 
Konzentrierte Standorte ermöglichen bessere Vertretungsregelungen, erhöhen die 
organisatorische Stabilität und erleichtern eine bedarfsgerechtere Personalplanung. 
Zugleich schaffen sie bessere Voraussetzungen für die Digitalisierung der Justiz sowie für 
den verstärkten Einsatz von Videoverhandlungen. 

 
Eine leistungsfähige Gerichtsorganisation liegt im Interesse der Unternehmen ebenso wie 
der Beschäftigten. Der Ausgang solcher Streitigkeiten hat für die Wahrung des innerbe-
trieblichen Friedens und damit für den Erhalt der Leistungsfähigkeit der Unternehmen in 
einem kompetitiven Wettbewerbsumfeld eine nicht zu unterschätzende Bedeutung. Nicht 
zuletzt wirken sich Effizienz und Effektivität der Beilegung von Streitigkeiten aus dem Ar-
beitsverhältnis auf die Arbeitskosten aus und erhöhen so die Attraktivität des Wirtschafts-
standortes Nordrhein-Westfalen.  
 
Dabei darf Leistungsfähigkeit jedoch nicht allein an organisatorischen Gesichtspunkten ge-
messen werden. Sie setzt voraus, dass Gerichte für Unternehmen, Beschäftigte und eh-
renamtliche Richter weiterhin in zumutbarer Weise erreichbar sind. Durch die Aufgabe von 
Standorten der Arbeitsgerichtsbarkeit kann der physische Zugang zum Gericht im Einzel-
fall erschwert sein.  
 
Die konkrete Ausgestaltung der Gerichtsbezirke muss deshalb regionale Gegebenheiten, 
die Verkehrsinfrastruktur und die tatsächlichen Bedürfnisse der Rechtssuchenden ange-
messen und bedarfsgerecht berücksichtigen. Dabei sind die städtischen wie ländlich ge-
prägten Strukturen in NRW bei der Einrichtung von Gerichten, Außenkammern und 
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Gerichtstagen auch im Hinblick auf Einwohner- und Verfahrenszahlen ausgewogen zu 
berücksichtigen. 

 
2. Maßstab für den Erfolg der Reform ist die kurzfristige Erledigung von Verfahren, um 

Betriebsfrieden und Rechtssicherheit schnellstmöglich wieder herzustellen. Jede 
Verlängerung der Erledigungszeiten führt außerdem zu Schäden im Unternehmen, bspw. 
durch steigende Verzugslohnforderungen im Rahmen von Kündigungsschutzklagen. 
 
Die Reform sollte daher konsequent darauf ausgerichtet sein, Verfahrensabläufe zu be-
schleunigen. Hierzu können leistungsfähigere Gerichtsstrukturen ebenso beitragen wie 
eine konsequente Digitalisierung und der verstärkte Einsatz von Videoverhandlungen. Vo-
raussetzung hierfür ist allerdings, dass flächendeckend die erforderliche technische Infra-
struktur und in der Richerschaft durchgehend die Bereitschaft für Videoverhandlungen vor-
handen ist. 

 
3. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor der Arbeitsgerichtsbarkeit ist die Mitwirkung ehrenamtlicher 

Richterinnen und Richter aus den Unternehmen. Sie gewährleisten, dass praktische 
Erfahrungen aus der betrieblichen Realität in die Entscheidungsfindung einfließen und 
stärken damit die Akzeptanz arbeitsgerichtlicher Entscheidungen. Die Bereitschaft, dieses 
Ehrenamt auszuüben, hängt maßgeblich von den Rahmenbedingungen ab. Dazu gehören 
insbesondere eine gute Erreichbarkeit der Gerichte, effizient organisierte Sitzungstage 
sowie ein vertretbarer zeitlicher und organisatorischer Aufwand (insb. verhältnismäßige 
Fahrzeiten für ehrenamtliche Richter).  

 
Die Zusammenlegung und damit der Wegfall von Gerichtsstandorten bedeuten ein Risiko 
für die Attraktivität des Ehrenamts und die Einbeziehung lokaler Belange. Dieses Risiko ist 
indes stets mit der Erreichung des Zieles der Steigerung von Funktionsfähigkeit und Effizi-
enz verbunden und daher in der Gesamtbetrachtung nicht vermeidbar. Im Einzelfall kön-
nen zusätzliche Standorte dazu beitragen, besondere Risikolagen in ländlichen Regionen 
zu vermeiden.  
 
Gerade für ländliche Regionen sollte daher (fortgesetzt) geprüft werden, ob Gerichtstage 
oder Außenkammern eingerichtet werden können bzw. auf deren Abschaffung verzichtet 
wird, sofern dies aufgrund der Verfahrenszahlen und der örtlichen Gegebenheiten sachge-
recht erscheint. Auf diese Weise können lange Anfahrtswege reduziert und gleichzeitig die 
regionale Verankerung der Arbeitsgerichtsbarkeit erhalten werden. Die konkrete Betrach-
tung muss dabei die örtlichen Verhältnisse zur verkehrsinfrastrukturellen Erreichbarkeit 
und die zu erwartenden steigenden Verfahrenszahlen aufgrund der anhaltend schwierigen 
konjunkturellen Lage maßgeblich einbeziehen. 
 
Der Erfolg der Reform wird zusammenfassend aus Perspektive der gewerblichen Wirt-
schaft davon abhängen, dass durch die Reform insgesamt die organisatorische Leistungs-
fähigkeit verbessert, Gerichtsverfahren kurzfristig erledigt und zugleich die Mitwirkung eh-
renamtlicher Richter dauerhaft sichert wird. Nur wenn diese drei Ziele erreicht werden, 
stärkt die Reform die Arbeitsgerichtsbarkeit und damit zugleich den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen. 

 
 
IHK NRW ist der Zusammenschluss der Industrie- und Handelskammern in Nordrhein-Westfa-
len. IHK NRW vertritt die Gesamtheit der IHKs in NRW gegenüber der Landesregierung, dem 
Landtag sowie den für die Kammerarbeit wichtigen Behörden und Organisationen. 


